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Eine neue Zeit ist im Aufbruch. 
Der Bürger ist mitten im Alb-
traum von Finanz- und Wirt-
schaftskrise aus dem Schlaf ge-
holt und von einer scheinbar 
ausweglosen, parasitären De-
saster-Gesellschaft hypnotisiert 
und tagträumend vereinnahmt 
worden. Da stehen sie, die Füh-
renden ihres Mediums Geld und 
Folgen, mit weltmännischem 
Gehabe für Finanzen, Wirt-
schaft und Gesellschaft, in Gier 
und Pseudobildung, - jene, die 
uns glauben machen wollen, 
dass KEIN GELD FÜR DAS 
NOTWENDIGE da sei. Sie ste-
hen, einen ausgestopften Beutel 
mit Makulatur am Revers. Sie 
stehen in Masken. Der Maske 
fehlt jedoch die Kraft des Den-
kens. Masken sind dazu da, sich 
zu verstecken, oder in die Rolle 
eines anderen zu schlüpfen, um 
den Unterschied zwischen den 
Menschen zu vertuschen oder 
scheinbar aufzuheben. Es geht 
ihnen um Seitenwechsel, Rollen 
und Funktionen, nicht um Zu-
stände und Bestandsaufnahme.  
                            Die Redaktion 
 
 
 
 
 
 
 
 
Was uns bewegt? 
Liebe Mitbürger! Bisher ha-
ben Sie zwar von den Lin-

ken gehört. Dank der Mei-
nungsmache in den Medien 
lehnen Sie uns mehr oder 
weniger ab. Eine Stimme für 
die Linken kommt für Sie 
nicht in Frage. Diese Hal-
tung findet durchaus Ver-
ständnis bei uns.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es geht das Vorurteil, die 
Linke lernt nicht dazu. Sie 
sei, was sie schon in der 
DDR war, und sie wolle das 
auch so. Wenn es darum 
geht, tolerant sein zu wollen, 
d.h. die Meinung und Ein-
stellungen anderer zu res-
pektieren oder diese zumin-
dest zu dulden, dann stimmt 
das. 
Die höchste Stufe der Dul-
dung ist die gegenüber der 
Herkunft. Im erweiterten 
Sinn meint man mit Her-
kunft, mit der man duldsam 
sein sollte, den Ort, wo man 

aufgewachsen ist, -der einen 
geprägt hat, an dem man 
Ausbildung erfahren hat. 
Der Mensch existiert in Be-
ziehungen, sowohl in er-
zwungenen, als auch in de-
nen aus Sympathie, Ar-
beitseifer, Neigung und Lie-
be. Das lehrt uns der Hu-
manismus.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Linke sehnt sich nicht in 
die DDR oder in ein System, 
das menschenverachtend ist, 
zurück. Sie setzt auf Erfah-
rungen aus Bedrängnis, Be-
klemmung, Unterdrückung, 
Bedrücktheit, sowie der er-
lebten Zwangsherrschaft u. 
Schinderei, Die Linke baut 
auf Toleranz, auf Duldung, 
die nicht zu verwechseln ist 
mit der Gleichgültigkeit und 
„Mir ist alles recht!“  Sie will 
nicht weniger, sie will mehr 
Demokratie. 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anteil derer, denen das 
Unrechtssystem noch in den 
Knochen sitzt, ist bei der 
Linken Mahnung. Und dann 
die Lernfähigkeit. Glaubt 
jemand ernsthaft, Menschen 
seien nicht lernfähig? Wir 
hoffen doch alle, dass auch 
diejenigen die uns in der 
Bundesrepublik das Finanz-
debakel und die Wirt-
schaftskrise beschert haben, 
lernfähig sind! 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Oder nicht? Was uns Linke 
bewegt, ist eine neue poli-
tische Gruppierung hier in 
Deutschland aufzubauen, ist 
die Tatsache, dass es eine 
Opposition seit vielen Jah-
ren in Deutschland nicht 
mehr gibt, eine Partei, die 
sich engagiert um die Anlie-
gen der Arbeiter und An-
gestellten kümmert und die-
se im Bundestag vertritt.  
 

Die SPD wurde als Arbei-
terpartei vor fast 120 Jah-
ren gegründet. Zusammen 
mit den Gewerkschaften hat 
sie in dem damals beginnen-
den Industriezeitalter dafür 
gesorgt, dass lohnabhängige 
Menschen in diesem Land 
überhaupt eine Stimme be-
kamen, - dass sie gehört 
wurden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mit zunehmendem Wohler-
gehen unserer Gesellschaft 
sind die Anliegen um Siche-
rung unseres Lebensunter-
halts weniger geworden. 
Konsum, Kaufkraft, Wirt-
schaftswachstum und Luxus 
drängten nach vorne. Der 
einzelne Arbeiter und Ange-
stellte hat in diesem Prozess 
kaum noch wahrgenommen, 
dass er letztendlich wieder 
versklavt worden ist, dass er 
auf Gedeih und Verderb 
den Entscheidungen der Ka-
pitaleigner und -vermarkter 
u. der Politiker ausgeliefert 
ist. Dieser Entwicklung wol-
len wir etwas entgegenset-
zen. Da inzwischen mehr 
oder weniger alle etablierten 
Parteien sich in der unde-
finierbaren, farb- und ge-
sichtslosen „Mitte“ treffen, 
brauchen wir wieder eine 
politische Kraft, die ideo-
logiefrei ist und nachdrück-
lich die Interessen der Ar-
beitnehmer vertritt.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Autor und Anschrift sind der 
Redaktion bekannt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kater Schnurrig philosophus 
iocularis: 
Ich als Katze komme überall 
herum und erfahre deshalb so 
mancherlei. Man hat mir ge-
sagt, die einzige Sache, wofür 
es sich zu kämpfen lohne, sei 
der Friede mit sich und – wenn 
jemals erfahrbar – der Friede 
mit anderen.  
 
 
 
 
 
 
Man hat mir gesagt, Geld 
schaffe den Autoritäter, der in 
sadistischer Manie und in 
krankhaft übersteigertem Eifer 
versuche, bei den vermeintlich 
Dummen unter uns unein-
geschränkte Macht auszuüben, 
um von deren Schwächen in 
fast jeder Hinsicht zu pro-
fitieren. Man hat mir gesagt, 
Faschismus sei eine Form des 



weltweit verbreiteten, unter-
schwelligen Sadismus. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Man hat mir gesagt, die Wur-
zeln des Terrorismus seien ex-
treme Armut und andauernde 
Perspektivlosigkeit. Man stelle 
sich vor, es knurre einem an-
dauernd der Magen, und es 
gäbe nichts, wofür es sich loh-
ne zu hungern, zu leben und zu 
sterben.  
Man hat mir gesagt, den 
Überlebensunterhalt bestrei-
ten wir künftighin aus den 
staatlichen Geldmaschinen, in-
klusive der Boni für die Viel-
verdiener. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wer möchte uns das glaubhaft 
machen! Mit Sicherheit nicht 
Die Linke.  
Man hat mir gesagt, ich soll 
warten. Auf wen warten? Ei-
ner muss sich rühren, wenn 
alles Gute still steht! Die 
anderen?  
 
 
 
 
 
 
 

Ich kenne keine anderen als 
die anderen. Auf wen warten 
die anderen? Auf mich? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Leistung muss sich wieder 
lohnen, hat man mir gesagt. 
Sagen Sie das mal den Land-
wirten und Bauern, die sich 
seit Jahrzehnten abrackern.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ihr Kater Schnurrig 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Impressum: In Unserer Zeit, IUZ  
Leserbriefzeitung, erscheint zweimo-
natlich. Herausgeber:  
Bahnhofstraße 5 
85051 Ingolstadt, Telefon: 0841-
3796284. E-Mail:  
info@dielinke-
ingolstadt.deVerantwortlich im Sin-
ne des Pressegesetzes: Martin Böck, 

Die IUZ ist eine Leserbriefzeitung 
der Linken in Neuburg. Ihre Artikel 
entnimmt sie vorzugsweise aus Beo-
bachtungen und Mitteilungen von 
Bürgern in und aus Politik, Wirt-
schaft und Gesellschaft. Die IUZ 
bzw. ihr Erscheinen verfolgt keine 
kommerziellen Absichten. Sie ist 
eine freie, sich dem Pressekodex 
verpflichtende Leserbriefzeitung, die 
sich vom Recht der Öffentlichkeit, 
hintergründig informiert zu werden, 
leiten lässt. Beiträge von Bürgern 
sind ausdrücklich erwünscht. Die 
Urheber haften für ihre Artikel. Die 
Redaktion behält sich vor, Artikel zu 
kürzen.  
Senden Sie uns interessante, kurz 
gefasste Informationen, wenn mög-
lich mit genauer Quellenangabe. 
Senden Sie Ihre Beiträge an folgende 
E-Mail-Adresse, 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
oder (auf dem Postweg) an  
Martin Böck, Die Linke Bahnhof-
straße 5, 85051 Ingolstadt 
 

 
Angstmache: Politisches Kal-
kül und Strategie der Abzocker 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Wem gehört die Zukunft? Die 
Zukunft gehört der pharma-
zeutischen Industrie, einem 
Zweig der chemischen Indus-
trie, und dem organisierten 
Verbrechen. Die Menschheit 
gerät nach und nach unter 
legale Drogen und illegale 
Machtverhältnisse. Wir Men-
schen wünschen bedauerlicher 
Weise in erster Linie eine Me-
dizin, die auf die globalen Pro-
bleme der Weltgesellschaft re-
agiert und weniger auf die des 
Individuums in seiner Beson-
derheit.“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Afghanistan:  
Dem Frieden eine Chance! 
Mit dem acht Jahre andauern-
den Krieg in Afghanistan wur-
de keines der vorgeblichen 
Ziele erreicht. Im Gegenteil: 
Gewalt, Terror und Drogen-
handel prägen den Alltag. In 
den meisten Regionen herr-
schen Warlords und Drogen-
bosse. Die Bevölkerung lebt in 
ständiger Angst und unter un-
würdigen sozialen Bedingun-
gen. Menschenrechte werden 
mit Füßen getreten. Die Alpha-
betisierungsrate ist seit Kriegs-
beginn gesunken. Täglich ster-
ben in Afghanistan ca. 600 
Kinder unter fünf Jahren. Alle 
29 Minuten stirbt eine Frau bei 
der Geburt ihres Kindes. Die 
Lebenserwartung ging zurück. 
Für die Friedensbewegung ist 
Deutschlands Beteiligung an 
diesem grausamen Krieg nicht 
akzeptabel. Die Besetzung, die 
massive Kriegsführung sowie 
die vorgesehene Verstärkung 

der US-Armee und der Bun-
deswehr drohen den Krieg zu 
verlängern und das Land wei-
ter zu destabilisieren. Deutsch-
land würde noch enger in die 
Kriegsführungsstrategien der 
Nato verstrickt werden. Diese 
zielt ab auf die Neuordnung 
des Nahen und Mittleren Os-
tens sowie Zentralasiens. Da-
bei geht es in erster Linie um 
Durchsetzung machtpolitisch-
er und wirtschaftlicher Interes-
sen. Die eindeutige Forderung 
der Friedensbewegung lautet: 
Bundeswehr raus aus Af-
ghanistan! Auslandseinsätze 
und Aufrüstung Europas schaf-
fen keinen dauerhaften Frie-
den. Maximilian Seitz, Neuburg. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Pandemie-Inszenierung?  
Man wird diese besorgte Frage 
nicht einfach als Verschwö-
rungstheorie vom Tisch wischen 
können.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

      Jetzt hat es ein hochrangiger 
Gesundheitspolitiker ausgespro-
chen: Die Angst der Menschen 
vor der H1N1-Pandemie ist Folge 
einer Inszenierung. Das State-
ment von Wolfgang Wodarg: Die 
Pharmaindustrie habe ihre Inte-
ressen erfolgreich in der Politik 
durchgesetzt, so Wodarg. Bisher 
hätten die Hersteller von Grippe-
Impfstoff nicht gewusst, wie viele 
Abnehmer sie im Herbst 2009 
dafür hätten. Jetzt wissen es sie. 
„Neu ist nun, dass die Bun-
desregierung der Pharma-In-
dustrie eine Verkaufsgarantie 
gibt.“ Im sh:z-Verlag finden Sie 
eine ausführliche Darstellung der 
epidemologischen und wirtschaft-
lichen Hintergründe der Diskus-
sion über „Schweinegrippe“. 
Der Autor ist der Red. bekannt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Falscher Verdacht auf Bauern-
stand? Großkonzerne als Nutz-
nießer von Agrarsubventionen? 
Als letztes EU-Land hat Deutsch-
land die Liste der Empfänger von 
Agrarsubventionen im Internet 
veröffentlicht. Profiteure der Zah-
lungen aus Brüssel sind über-
wiegend Großunternehmen und 
beileibe nicht die kleinen land-
wirtschaftlichen Betriebe. Spit-
zenreiter scheint Europas größter 
Zuckerproduzent zu sein.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gewinner sind der Küstenschutz, 
Emsland-Stärke, Zulieferer für 
Stärke aus Kartoffeln, für Kleb-
stoff und die Papier-Industrie, 
Fleisch-Groß-Produzenten, Süß-
warenhersteller, Großmolkereien, 
Energiekonzerne, Lufthansa-Ca-
tering-Tocher LSG. Geht es hier 
tatsächlich um unsere Bauern und 
deren Rechtssicherheit? Oder um 
was? Bayern hat die Veröffent-
lichungen zunächst verweigert.  
Der Autor ist der Redaktion bekannt 

 
 
 
 
 
 
 
Kommunaler Armuts- und So-
zialbericht für die Stadt Neu-
burg bzw. für den Landkreis. 
In zahlreichen Kommunen wer-
den regelmäßig Armuts- und So-
zialberichte erstellt, um aus den 
gewonnenen Fakten gezielt Maß-
nahmen gegen Verarmung be-
nachteiligter Gruppen ableiten zu 
können. Davon angeregt, forderte 
die „Neuburger Linke“ die Erfas-
sung dieser Daten. Berücksich-
tigung sollte dabei die Situation 
von Kindern und Jugendlichen 
erfahren, denn diese sind in 
besonderer Weise von wachsen-
der Armut betroffen. Die Große 
Kreisstadt als Mittelzentrum 
fühlte sich nicht dafür zuständig 
und verwies auf das Landratsamt. 
Dort wurde das Begehren formell 
damit abgelehnt, dass Die Linke 
nicht im Kreistag vertreten sei. 
Außerdem erfordere ein solcher 
Bericht einen großen Arbeitsauf-
wand. Nach Angaben des Pari-
tätischen Wohlfahrtsverbandes 
hat die Region 10, zu der unser 
Landkreis gehört, eine Armuts-
quote von 9,2 Prozent. Das be-
deutet, dass fast jeder Zehnte 
unter der Armutsgrenze lebt. Bei 

z. B. Alleinerziehenden liegt die 
Quote deutlich höher. Sind diese 
Menschen den Arbeitsaufwand 
nicht wert? Die Neuburger Linke 
wird das Anliegen weiter ver-
folgen und hofft, dass andere 
örtliche Wählergruppen sich dem 
noch anschließen.  
Roland Keller, Neuburg 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Liebe MitbürgerInnen, 
es wurde schon sehr viel über 
die Finanz- und Wirtschafts-
krise berichtet. Fast täglich 
wird uns von den Medien 
mitgeteilt, dass die Krise viele 
von uns noch gar nicht erreicht 
hätte. Im täglichen Lebens-
ablauf, bei genauerer Betrach-
tung, bemerken schon etliche 
Menschen, wie durch die Hin-
tertür ganz bewusst erhebliche 
Einschränkungen für fast alle 
Bereiche hereinhuschen. Die 
diesbezüglich bittere Wahr- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
heit werden wir allerdings 
erst nach der Bundestags-
wahl erfahren. Um noch auf 
die Verursacher dieser Finanz- 
und Wirtschaftskrise kurz 
einzugehen: Weder die Finanz-
welt (in dieser hauptsächlich 
die Investmentbanken) noch 
die Politiker haben bisher 
(außer mit großen Worten) 
etwas zur Verhinderung sol-

cher Krisen für die Zukunft 
verändert. Die Abzocke des 
Bürgers mit Zutun (oder Ohn-
macht?) des Staates muss ver-
hindert werden. Die Banken 
müssen zu ihren ehernen Tu-
genden zurückkehren oder zu-
rückgeführt werden. Das heißt 
u. a.: Maßvolle Zinsen bei 
Spareinlagen und Darlehen, 
für Kunden übersichtliche 
und durchschaubare Pro-
dukte im Anlagebereich. Die 
Wirklichkeit ist anders. In-
zwischen wollen einige Ban-
ken so weiter machen wie bis-
her. Bürger, lasst Euch nicht 
hinters Licht führen. Lasst 
euch nicht belügen und be-
trügen. Diese so genannten 
Experten aus Finanzwesen, 
Wirtschaft und Politik wollen 
euch übern Tisch ziehen. Die 
enorme Staatsverschuldung, 
die so weiter gehen wird wie 
bisher, wird unserem Finanz- 
und Wirtschaftssystem kurz- 
oder mittelfristig den Kollaps 
bescheren.  
Christoph Leinfelder, Neuburg 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, als 
Leser Ihrer Leserbriefzeitung möch-
te ich Ihnen eine klare Frage stellen. 
Ich würde mich auf eine ebenso klare 
Antwort freuen. Wie stehen die Lin-
ken zu den Kirchen? Der Hinter-
grund meiner Frage: Alle etablierten 
Parteien haben sich mit den Kirchen 
arrangiert, schlossen und schließen 
auch heute noch „Die grenzenlose 
Macht der Kirchen bestätigenden 
Konkordate und andere Überein-
kommen“, - befürworten, dass die 
kirchlichen Institutionen mit Milliar-
denbeträgen aus den Steuergeldern 
„gefüttert“ werden, zusätzlich zu den 



zwangsweise erhobenen Kirchen-
steuern.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ich meine, es wäre Sache einer lin-
ken Opposition, dafür einzustehen, 
dass diesen unangemessenen Ver-
flechtungen endlich ein Ende gesetzt 
wird. Das Grundgesetz sieht eine 
Trennung von Staat und Kirche vor.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Diese sollte endlich Realität werden. 
Nichts gegen Glauben und Religion. 
Jeder lebe nach seinen Vorstellun-
gen. Jedoch sollen diejenigen, deren 
Vorstellungen religiös, kirchlich-in-
stitutionell  ausgerichtet sind, gefäl-
ligst diese von Ihnen gewünschte 
Institution auch finanzieren. Es gäbe 
da eine Kette von Beispielen, wie die 
Allgemeinheit für eine Sonderheit 
mit Steuergeldern einstehen muss.  
Der Verfasser ist der Redaktion bekannt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Einheitsbrei und Einerlei! 
Zu Zeiten von Strauß und 
Wehner gab es noch er-
kennbare Farben in der 
Parteienlandschaft, - klare 
Unterschiede in der The-
menwahl und im Stil der 
führenden Politiker. Die 
Grünen haben dann für ein 
paar Jahre für eine Auf-
frischung der blasser wer-
denden politischen Palette 
gesorgt. Heute sehe ich 
nur noch einen grauen po-
litischen Einheitsbrei, aus 
dem keine wahren politi-
schen Führungspersön-
lichkeiten mehr heraus-
schauen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Scheinangriffe auf verba-
ler Ebene, die niemand 
mehr ernst nimmt, sind an 
der Tagesordnung. Hinter-

fragt man die Aussagen, 
interessiert man sich für 
Details, kommt man meist 
schnell dahinter, dass es 
sich hierbei um gut insze-
nierte Theaterstücke han-
delt, wobei wohl die Re-
gisseure des Theaters hin-
ter den Kulissen die Fäden 
ziehen. Geringe Wahlbe-
teiligungen sollten Politi-
ker in ihrem Spiel eigent-
lich aufhorchen lassen. 
Tun sie aber nicht!  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird weiterhin um 
Posten und Pfründe ge-
schachert. Politik ist Ne-
bensache. Könnten wir 
uns diese Leute nicht ein-
fach einsparen? 
Der Autor ist der Redaktion bekannt. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es steht zur Diskussion:  
Krieg gegen 1 Milliarde Mus-
lime? Krieg gegen 1,4 Milliarden 
vernachlässigte Arme in der Welt. 
Krieg für unsere scheinbar heile 
Welt, für unsere Heil-Verkünder  



und Welt-Jetzt-Zustand-Erhal-
ter, für die paar wenigen, die sich 
eine heile Welt leisten können? 
Nur wenn der Krieg gegen Hun-
ger und Armut (Essen, Obdach, 
Kleidung, gesundheitliche Grund-
versorgung, Ungerechtigkeit) ge-
wonnen ist, besteht ein Funke 
Hoffnung für eine friedlichere 
Welt.  Die Redaktion 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Unsere Ingolstädter 
Bundestagsabgeord-
nete, Eva Bulling-
Schröter stellt sich 
vor. 
 

„Ich will nicht mit Politik 
beginnen, sondern mit meiner 
Person. Der Lebensweg eines 
Menschen prägt seine Persön-
lichkeit und seine politische 
Überzeugung. Geboren und auf-
gewachsen bin ich in Ingolstadt. 
Nach meiner Schulzeit brauchte 
ich eine Orientierungsphase. Ich 
habe gejobt und am Ende eine 
Berufsausbildung als Schlosserin 
begonnen. Als Frau in einer Män-
nerdomäne, - das war nicht im-
mer einfach. Ich musste lernen, 
mich durchzusetzen. Und ich ha-
be erfahren, wie wichtig gute Ar-
beit ist. Arbeit, von der die Men-
schen leben können, schützt vor 
Willkür und extremer Ausbeu-
tung. Als Schlosserin arbeitete ich 
zuletzt bei der Firma Rieter in 
Ingolstadt, in einem Traditions-
unternehmen, das zwischenzeit-
lich mit ernsten, nicht von der 

Firma selbst gemachten Pro-
blemen kämpft und dessen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter sich 
Sorgen um die Zukunft machen. 
Noch vor kurzem dachten viele 
Uns kann nichts passieren! 
Dann platzte die scheinbare 
Sicherheit wie eine Seifenblase. 
Unsere Region ist ein pulsieren-
der, wachsender Wirtschaftsraum. 
Aber – sind wir für die Zukunft 
gerüstet? Werden auch künftig 
teure, leistungsstarke Autos einen 
Abnehmer finden? Brauchen wir 
für alle Zeiten Kampfflugzeuge 
und andere Rüstungsgüter? Wol-
len wir das überhaupt? Oder ist es 
nicht an der Zeit, über strukturelle 
Veränderungen nachzudenken? 
Für Innovationen gäbe es ein wei-
tes Feld. Denken wir an Energie- 
und Verkehrstechnologien. Mit 
einer langfristig geplanten und 
sozial erträglich gestalteten Struk-
turreform könnten bestehende 
Arbeitsplätze gesichert und neue 
geschaffen werden. Dafür muss 
jetzt gehandelt werden! Wenn 
Arbeitsmärkte weggebrochen 
sind, ist es zu spät. Im Betrieb 
wurde ich zum Betriebsrat ge-
wählt. Dort war ich für den be-
trieblichen Umweltschutz verant-
wortlich. Als ich dann 1994 erst-
mals in den Bundestag kam, bat 
mich meine Fraktion, das Amt 
der Umweltpolitischen Spre-
cherin zu übernehmen. Mein 
Anliegen war nunmehr, soziale 
Fragen und den Schutz unserer 
Lebensgrundlagen zusammen zu 
führen. In den mehr als drei 
Jahrzehnten zwischen meinen 
ersten politischen Schritten und 
der heutigen Arbeit als Bundes-
tagsabgeordnete und Landesspre-
cherin der Bayerischen Linken, 
haben mich viele Themen be-
wegt. Es gab Irrtümer und Wi-
dersprüche. Eines stand jedoch 
für mich immer fest: Mit Krieg 
lassen sich keine Probleme lösen. 
Ich bin stolz darauf, dass unsere 
Linksfraktion allen weltweiten 
Bundeswehreinsätzen die Zustim-
mung verweigert hat. Die Linke 
ist die Friedenspartei in unserem 
Land. Das soziale Klima ist rau 
geworden. Mit der Finanz- und 
Wirtschaftskrise wird es noch 

rauer und kälter. Milliarden wer-
den den Banken und Konzernen 
zugeschoben. Die Zeche soll nun 
die Bevölkerung bezahlen (Der 
brave Bürger!). Schon wird über 
Mehrwertsteuererhöhung und 
weitere Kürzungen von Sozial-
leistungen geredet. Die Auftrags-
einbrüche beginnen auf die Ar-
beitsplätze durchzuschlagen. In-
solvenzen, Insolvenzen. Erst nach 
den Wahlen wird die Rechnung 
präsentiert werden.  
Dagegen muss man als verant-
wortungsvoller Bürger doch 
Widerstand leisten! Viele Men-
schen haben bereits resigniert. 
Man kann ja doch nichts ma-
chen! Nicht so die Linke. Einer 
oder Eine alleine können wenig 
erreichen. Viele zusammen schon 
mehr. Noch ist Ruhe im Land! 
Resignative Ruhe. Also müssen 
wir klein anfangen. Bei der 
Bundestagswahl wird genau hin-
geschaut werden, wie die PAR-
TEI FÜR SOZIALE GERECH-
TIGKEIT , Die Linke, abschnei-
det. Helfen Sie mit! Gehen Sie 
zur Wahl!  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Unsere Rubriken für 
Ihre Leserbriefe: 

 
 

 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


